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ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 

 
 SR/20230531/Ö1  

1 Genehmigung der öffentlichen Niederschrift vom 10.05.2023 
   

 
Beschluss: 
 
Die Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Stadtrates vom 10.05.2023 wird genehmigt. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
   

2 Bericht des Bürgermeisters 
   
   

2.1 Ausbau Ansbacher Straße - Anfrage von SRM Brenner in der Stadtratssitzung  
vom 10.05.2023 

 52.075.2023  

 
Mitteilung: 
 
Auf die Frage von SRM Brenner aus der Stadtratssitzung vom 10.05.2023 bezüglich des 
Ausbaues der Ansbacher Straße im Bereich der Staatstraße hat die Verwaltung folgende Aussage 
des Staatlichen Bauamtes Ansbach erhalten: 
 
„Für den Oberbau der Staatsstraße in der Ansbacher Straße ist grundsätzlich eine 
bestandsorientierte Erneuerung vorgesehen, bei der nach dem Abfräsen der geschädigten 
Asphaltschichten neue Asphaltschichten in gleicher Dicke eingebaut werden, um die 
Verschleißschichten zu sanieren. 
In Teilbereichen mit nicht ausreichender Befestigung wird ein Vollausbau durchgeführt. Soweit aus 
dem Untergrund keine ausreichende Tragfähigkeit vorhanden sein sollte, werden dort geeignete 
Maßnahmen in Form von Erhöhung der Aufbaustärke ergriffen. Eine genaue Festlegung der 
Bereiche für den Asphaltausbau bzw. der Bereiche mit tiefergehender Erneuerung kann erst nach 
Freilegung der jeweiligen Teilbereiche und nach einer Abstimmung mit allen Beteiligten erfolgen.“ 
 
In diesem Zusammenhang äußerte sich das Staatliche Bauamt ebenfalls zum Zeitplan: 
 
„Mit der Maßnahme „L2255-OBE-Neustadt“ in der Ansbacher Straße wurde Anfang Februar 2023 
begonnen. Die im Rahmen der Gesamtmaßnahme durchzuführenden notwendigen 
Leitungsverlegungsarbeiten gestalten sich umfangreicher und komplizierter als zunächst erwartet. 
Neben dem teilweise zu erneuernden Kanal ist die Erstellung von Hausanschlüssen in Verbindung 
mit der Verlegung der Versorgungsleitungen für Gas, Strom, Wasser und Glasfaser sowie 
Schachtsanierungen und die Straßenbeleuchtung umzusetzen. 
Um die Beeinträchtigungen für die Anlieger in einem zumutbaren Rahmen zu halten und die 
Erreichbarkeit der Anwesen im Baustellenbereich durchgehend zu gewährleisten, ist es notwendig 
Zufahrten im Baufeld provisorisch aufrecht zu erhalten und teilweise mehrmals zu ändern. 
Bezüglich der Fortschreibung des Bauzeitenplans stehen wir gegenwärtig in Abstimmung mit der 
ausführenden Baufirma. Zielsetzung ist, dass in diesem Jahr die Arbeiten an den 
Versorgungsleitungen sowie die Errichtung der Fußgängerampel und die Gehwege weitestgehend 
abgeschlossen werden können. Wir sind sehr bemüht, die Maßnahme nicht länger laufen zu 
lassen, als notwendig. Abhängig vom weiteren Baufortschritt und der Witterung zum Jahrsende 
wird sich zeigen, ob die am Ende der Maßnahme anschließenden Straßenasphaltierungsarbeiten 
(hoffentlich) noch in diesem Jahr oder erst nach der Winterpause im kommenden Frühjahr erledigt 
werden können. 
Zur Optimierung der Bauzeit wurde für den Bauablauf bereits zugrundgelegt, dass ursprünglich 
einzeln betrachtete Teilbauabschnitte zusammengefasst werden und zur Erhöhung der 
Leistungsfähigkeit der Umfang des eingesetzten Personals vor Ort entsprechend erhöht wird.  
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Zur Kenntnis genommen  
 
 
   

3 Vergaben 
   
 SR/20230531/Ö3.1  

3.1 Neubau Feuerwehrhaus - Vergabe der Erdarbeiten mit Wasserhaltung und der CSV-
Säulen 

 50.105.2023  

 
Beschluss: 
 
1. Entsprechend dem Vergabevorschlag von kplan für das Los 1 soll die Firma J. Brehm GmbH & 
Co. KG aus Gerhardshofen aufgrund des wirtschaftlichsten Angebotes mit der Ausführung der 
Erdarbeiten inkl. Wasserhaltung entsprechend dem Angebot vom 17.05.2023 beauftragt werden. 
Die geprüfte Bruttoauftragssumme beträgt 246.321,67 €. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 3   
 
 
Beschluss: 
 
2. Entsprechend dem Vergabevorschlag von kplan für das Los 2 soll die Firma IST Internationale 
Spezialtiefbau GmbH aus Deggendorf aufgrund des wirtschaftlichsten Angebotes mit der 
Ausführung der CSV-Säulen entsprechend dem Angebot vom 15.05.2023 beauftragt werden. Die 
geprüfte Bruttoauftragssumme beträgt 149.684,15 €. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 21  Nein 2   
 
 
 SR/20230531/Ö4  

4 Verkehrskonzept für das nordöstliche Stadtgebiet:  
Auswertung der Stellungnahmen, Beschlussfassungen 

 51.243.2023  

 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag A: 

- Die bestehenden Straßenzüge Sauerbruchstraße und Paracelsusstraße können aufgrund 
der geringen Grundbelastung die zusätzlichen Verkehrsmengen aufnehmen.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 

- Um die Leistungsfähigkeit und Sicherheit in den Straßenzügen zu erhöhen, sollten in der 
Sauerbruchstraße und der nördlichen Paracelsusstraße, in Bereichen, in denen parkende 
Fahrzeuge die Straßenbreite einschränken, Haltverbote angeordnet werden.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag B: 

- Die Lärm- und Abgasimmissionen befinden sich in einem üblichen Bereich vergleichbarer 
Vorhaben und sind zumutbar. Die geplanten Nutzungen stellen keine unzumutbaren 
Belastungen der Anlieger dar. Der Baustellenverkehr ist möglichst verträglich abzuwickeln, 
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um Störungen und Einflüsse auf die Anlieger zu minimieren. Die Erreichbarkeit der 
Anwesen ist stets sicherzustellen.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 

- Vor Baubeginn sind Beweissicherungsverfahren für die Gebäude entlang der vom 
Baustellenverkehr genutzten Straßenzüge vom Bauherrn zu beauftragen. 

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag C: 

- Die geplanten Entwicklungen im nordöstlichen Stadtgebiet sind ausreichend berücksichtigt 
worden. Es müssen keine weiteren Nutzungen berücksichtigt werden.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 22  Nein 1   
 
 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag D: 

- Die Grundbelastungen in der Sauerbruchstraße und der Paracelsusstraße sind gering. Der 
im Verkehrskonzept berücksichtigte Planstand weist hinsichtlich der Nutzungen nur sehr 
geringe Unterschiede auf. Die Änderungen der Bebauungspläne Nr. 61 und Nr. 68 haben 
nur geringfügige Auswirkungen und können weiterhin vom bestehenden Straßennetz 
aufgenommen werden. 

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 

- Bei Erstellung des Lärmgutachtens wurde vom Wohngebietsentwurf „Auf der Höhe III“ mit 
rund vierzig Wohneinheiten ausgegangen. Das überarbeitete Schallgutachten vom Juni 
2022 berücksichtigte bereits die Verkehrserzeugungen aus dem Klinikareal und aus dem 
Grundstück des BRK. Ob eine nochmalige Fortschreibung des Lärmgutachtens im Hinblick 
auf weitere zwanzig Wohnhäuser im Gebiet „Auf der Höhe III“ aufgrund der sehr 
eindeutigen Aussage des Lärmgutachters zwingend notwendig ist, bleibt den 
Abwägungsentscheidungen in den Bebauungsplanverfahren vorbehalten. 

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag E: 

- Die Einmündung Bamberger Straße / Mühlgründlein besitzt auch für den Prognosezustand 
gemäß Verkehrsstrategischem Gesamtkonzept eine ausreichende Leistungsfähigkeit.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
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Beschluss: 
 

- Um zu Spitzenzeiten die Rettungswege freizuhalten, soll im Bereich der Einmündung ein 
Haltverbot angeordnet werden, damit auch bei Rückstau im Mühlgründlein ein Ein- und 
Ausfahren der Rettungsfahrzeuge gewährleistet werden kann.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag F: 

- Die Ergebnisse der Verkehrszählungen weisen nur geringe Unterschiede zur 
Verkehrszählung vom Büro Planwerk aus dem Jahr 2018 auf. Zudem wurde die 
bundesweite Straßenverkehrszählung, welche die Grundlage für zahlreiche 
Verkehrskonzepte darstellt, zur gleichen Zeit durchgeführt. Die Verkehrszählung des Büros 
GEOVISTA aus dem Jahr 2021 ist daher für das Verkehrsstrategische Gesamtkonzept als 
repräsentativ zu bewerten.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 22  Nein 1   
 
 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag G: 

- Es wurden Sicherheitsfaktoren für die Prognoseverkehrsbelastung berücksichtigt. Ein 
pauschaler Zuschlagsfaktor ist nicht notwendig. Das Verkehrsnetz besitzt ausreichende 
Kapazitäten.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag H: 

- Ein genereller Ausbau des ÖPNVs im nordöstlichen Stadtgebiet ist über das Angebot des 
Anrufsammeltaxis und über die bestehende Haltestelle der Linie 160 hinaus nicht 
wirtschaftlich, da das bestehende Angebot nur sehr geringfügig genutzt wird und wird daher 
nicht verfolgt.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 17  Nein 6   
 
 
Beschluss: 
 

- Im Rahmen der anstehenden Bauvorhaben ist zu prüfen, ob in unmittelbarer Nähe zur 
Klinik eine barrierefreie Bushaltestelle angelegt werden kann.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag I: 

- Die geplanten Bauvorhaben und Entwicklungen stellen keine Gefährdung der Ruhezone 
um die Klinik dar.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
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Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag J: 

- Die bestehenden Gehwege der betroffenen Straßenzüge erfordern keinen grundhaften 
Ausbau.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 

- Die bestehenden Straßenzüge weisen nur eine geringe Verkehrsbelastung auf und 
erfordern daher keine gesonderte Radwegeinfrastruktur.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 4   
 
 
Beschluss: 
 

- Die Markierung von Radschutzstreifen in den betroffenen Straßenzügen soll geprüft und 
sofern möglich umgesetzt werden.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 15  Nein 8   
 
 
Beschluss: 
 

- Im Rahmen von Umbaumaßnahmen sollen taktile Elemente und Bordsteinabsenkungen in 
einzelnen Straßenabschnitten geprüft und umgesetzt werden.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 

- In der Paracelsusstraße soll auf Höhe der Klinik die Anlage eines Fußgängerüberwegs zur 
Verbindung mit dem Klinikparkplatz geprüft und umgesetzt werden.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag K: 

- Die Ostanbindung ist aus Gründen der Verkehrsbelastung im nordöstlichen Stadtgebiet 
nicht notwendig und stellt aufgrund der geringen Entlastungswirkung in Abwägung zum 
entstehenden Flächenverbrauch, aufgrund der Eingriffe in das Natur- und Landschaftsbild, 
aufgrund der Nichteignung einer privaten Parkplatz- und Verkehrsfläche für öffentlichen 
Verkehr, aufgrund des unsicheren Grunderwerbs und der zu erwartenden Baukosten keine 
nachhaltige Option dar.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 3  
 
 
Beschluss: 
 

- Sowohl Landkreis, Klinik als auch das BRK halten eine Ostspange aus Gründen der 
Betriebssicherheit des Krankenhauses und zur Sicherstellung des Rettungsdienstes 
für nicht erforderlich. 
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Der Stadtrat erklärt, dass das Klinikareal und damit auch die Rettungswache über die 
Paracelsusstraße und die Röntgenstraße zweifach erschlossen sind und die Anbindung der 
Paracelsusstraße nach Realisierung des Wohnbaugebietes „Auf der Höhe III“ eine dritte 
Anbindung darstellen wird. 
Der Bau der Ostspange (und damit einer vierten Anbindung an das Straßennetz) wird 
daher nochmals abgelehnt, der Stadtratsbeschluss vom 13.07.2022 inhaltlich bestätigt. 

 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 3   
 
 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag Einzelstellungnahme Nr. 34: 
Der Stadtrat hatte sich bei seinen Beschlüssen zur Umsetzung der Maßnahmenvorschläge aus 
dem Verkehrskonzept zur Verbesserung der Verkehrssituation im Kleinerlbacher Weg und in der 
Ortsdurchfahrt von Kleinerlbach entschieden, weil dort eine wesentlich schlechtere bauliche 
Ausgangssituation wie beispielweise in der Paracelsusstraße oder im Mühlgründlein vorhanden 
sind. 
Weshalb eine Wohngebietserweiterung neben einem Wohngebiet, die Standortsicherung eines 
Krankenhauses, eine Verbesserung der medizinischen Versorgung und die sonstigen geplanten 
Nutzungen zu einer Verschlechterung der Wohn- und Lebensqualität im Umfeld führen soll, ist für 
den Stadtrat nicht erkennbar. Gleiches gilt für die behauptete Wertminderung von bereits bebauten 
Grundstücken, die in keiner Weise nachweisbar ist. 
Zusätzlich wird auf die Beschlüsse A, B, F und K verwiesen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag Einzelstellungnahme Nr. 37: 
 
In den letzten Jahren im Mühlgründlein ausgeführte Bauvorhaben sind in das Verkehrsgutachten 
eingeflossen. Für die zukünftige Entwicklung, die ohnehin nicht im Detail prognostiziert werden 
kann, sind ausreichende Reserven im Erschließungssystem vorhanden. 
Zusätzlich wird auf die Beschlüsse F und K verwiesen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 
Abschließender Beschluss zum Verkehrskonzept 
In der Gesamtschau der vorgenommenen Beschlussfassung wird eine Fortschreibung des 
Verkehrsstrategischen Gesamtkonzeptes der Planungsgruppe Strunz vom 08.07.2022, gebilligt 
vom Stadtrat am 13.07.2022, für nicht notwendig erachtet. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 21  Nein 2   
 
 
 SR/20230531/Ö5  

5 Bürgerantrag der Initiative "Pro Ostspange. Für die Bürger. Für die Klinik"  
für ein "Stadtraumkonzept für das nordöstliche Stadtgebiet" 
Beschlussfassung über die Forderungen 

 51.244.2023  

 
Beschluss: 
 
Forderung 1: 
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„Wir fordern die Realisierung und den Bau der vom Planungsbüro Strunz skizzierten Ostspange. 
Diese ist in jedem Fall vor Satzungsbeschluss über die Bebauungspläne Nr. 61 „Auf der Höhe III“, 
Nr. 68 „Klinikstandort Paracelsusstraße“ und Nr. 79 „BRK-Standort Robert-Koch-Straße“  
zu realisieren und zu bauen. Die Stadt Neustadt a.d.Aisch hat dazu vor Beschließung der 
Bebauungspläne Nr. 61, 68 und 79 eine faktenbasierte Kostenprognose für deren Finanzierung 
einzuholen und hierfür alle möglichen Fördertöpfe und Beteiligungsmöglichkeiten des Freistaates 
Bayern, des Landkreises und sonstiger geeigneter Förderer abzufragen, einzufordern und in 
Anspruch zu nehmen“. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 0  Nein 23   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 
 
Beschluss: 
 
Forderung 2: 
 
„Die Stadt Neustadt a.d.Aisch hat vor Beginn der jeweiligen Baumaßnahmen bzgl. der 
Bebauungspläne Nrn. 61, 68 und 79 sicherzustellen, dass eine Zufahrt zur Notaufnahme der Klinik 
Neustadt/Aisch (Paracelsusstraße) auch während der Bauphase jederzeit und ohne Störung durch 
zu erwartenden, intensiven Baustellenverkehr gewährleistet ist“. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 
Forderung 3: 
 
„Der Stadtrat mit Bürgermeister der Stadt Neustadt a.d.Aisch und der Landkreis Neustadt a.d. 
Aisch- Bad Windsheim als Betreiber des Kreisklinikums Neustadt a.d. Aisch haben in einer diesem 
Bürgerantrag folgenden öffentlichen Stadtratssitzung zu der Frage „Sicherheitsrelevante 
Zuwegung: Istbestand, zukünftiger Bestand und Ostspange“ Stellung zu nehmen“. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 0  Nein 23   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 
 
Beschluss: 
 
Forderung 4 a: 
 
„Die Umsetzung einer durchgehenden Barrierefreiheit im öffentlichen Raum bei allen Bauvorhaben 
und Bebauungsplänen der Stadt Neustadt a.d.Aisch ist zu gewährleisten. Die durchgehende 
Erschließung eines barrierefreien Fußgänger- und Radwegenetzes ist zu gewährleisten“. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 5  Nein 18   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 
 
Beschluss: 
 
Forderung 4 b: 
 
„Die Umsetzung einer barrierefreien ÖPNV-Anbindung des gesamten nordöstlichen Stadtgebietes, 
im Bestand sowie bei Erschließung der geplanten Bauvorhaben, ist zu gewährleisten“. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 4  Nein 19   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
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Beschluss: 
 
Forderung 4 c: 
 
„Die vollständige Umsetzung der Barrierefreiheit im öffentlichen Raum ist vor Satzungsbeschluss 
zu den Bebauungsplänen Nrn. 61, 68 und 79 betreffend Baumaßnahmen der genannten 
Bebauungspläne Nrn. 61, 68 und 79 umzusetzen“. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 2  Nein 21   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 
 
Beschluss: 
 
Forderung 4 d: 
 
„Hierzu sind zwingend die Stellungnahmen der Seniorenbeauftragten und des 
Behindertenbeauftragten der Stadt Neustadt a.d.Aisch einzuholen“. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 3  Nein 20   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 
 
Beschluss: 
 
Forderung 5: 
 
„Gegenüber den AnwohnerInnen und GrundstückseigentümerInnen von Mühlgründlein, 
Sauerbruchstraße, Paracelsusstraße, Röntgenstraße, Robert-Koch-Straße, Virchowstraße und 
Semmelweisstraße werden keine Kosten, Gebühren oder Beiträge erhoben, die aufgrund etwaig 
erforderlicher Änderungen oder Ausweitungen im Kanalsystem infolge der Mehrbelastung durch 
die Ausführung der Bebauungspläne und infolge geänderter Straßenführung aus den 
Bebauungsplänen Nrn. 61, 68 und 79 anfallen“. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 3  Nein 20   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 
 
Beschluss: 
 
Forderung 6: 
 
„Die Stadt Neustadt a.d.Aisch hat vor Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 61 das infolge des 
Anwohnerzuwachses erforderlich erhöhte Vorhandensein von Krippen-, Kindergarten- und 
Hortplätzen sicherzustellen. Gleiches gilt für die Plätze an Grundschulen und etwaig hierfür 
erforderlicher Schulbusse". 
 
Abstimmungsergebnis Ja 1  Nein 22   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 
 
Beschluss: 
 
Forderung 7 a: 
 
„Ausgleichsflächen sind unabdingbar für alle Bauvorhaben betreffend den Bebauungsplan Nr. 61 
im nordöstlichen Stadtgebiet zu schaffen“. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 2  Nein 21   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
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Beschluss: 
 

Forderung 7 b: 
 

„Ausgleichsflächen sind unabdingbar für alle Bauvorhaben betreffend den Bebauungsplan Nr. 68 
im nordöstlichen Stadtgebiet zu schaffen“. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 

Beschluss: 
 

Forderung 7 c: 
 

„Ausgleichsflächen sind unabdingbar für alle Bauvorhaben betreffend den Bebauungsplan Nr. 79 
im nordöstlichen Stadtgebiet zu schaffen“. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 5  Nein 18   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 
 

Beschluss: 
 

Forderung Nr. 8: 
 

„Aufriss, Planung und Projektierung der geplanten Zuwegungen, der Bestandsstraße, der 
geplanten Straßenführung, der Baustraßen und reversibler (zu 8.) Straßen, jeweils bezogen auf 
Baumaßnahmen für das nordöstliche Stadtgebiet, sind im Vorfeld zu jedweder Art von baulicher 
Entwicklung, vor Baubeginn von Baumaßnahmen auf der Homepage der Stadt Neustadt a.d.Aisch 
zu veröffentlichen. Gleiches gilt für die zuvor genannten Zuwegungen vor der Erschließung bzw. 
vor Beginn der Baumaßnahmen aller Bauvorhaben im nordöstlichen Stadtgebiet“. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 2  Nein 21   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 
 

Beschluss: 
 

Forderung Nr. 9: 
 

„Die Stadt Neustadt a.d.Aisch beauftragt vor Satzungsbeschluss der Bebauungspläne Nrn. 61, 68 
und 79 ein Stadtraumkonzept im nordöstlichen Stadtgebiet. Zu berücksichtigen sind hierbei auch 
alle Erkenntnisse aus den eingeholten Stellungnahmen aller Beteiligten und den Einwendungen 
der Bürger zu den Bebauungsplänen und dem Verkehrsstrategischen Gesamtkonzept“. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 2  Nein 19   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
SRM Leopold und Müller waren bei diesem TOP abwesend. 
 
 

Beschluss: 
 

Forderung Nr. 10: 
 

„Die Stadt Neustadt a.d.Aisch lässt gutachterlich die Tragfähigkeits- und Belastbarkeit der 
bestehenden und aufgrund der Bebauungspläne Nrn. 61, 68 und 79 geplanten Infrastruktur im 
nordöstlichen Stadtgebiet (Hoch- und Tiefbau) prüfen. Dies schließt insbesondere 
Katastrophenfälle in der Klinik und den nördlich davon liegenden Wohngebieten ein“. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 0  Nein 21   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
SRM Leopold und Müller waren bei diesem TOP abwesend. 
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Beschluss: 
 

Forderung Nr. 11: 
 

„Die Stadt Neustadt a.d.Aisch hat jeweils mindestens einen Monat vor Beschließung der 
Bebauungspläne Nrn. 61, 68 und 79 die Stellungnahmen aller an den vorgenannten Bauvorhaben 
beteiligter, durch die Bauvorhaben tangierter Stellen und Träger öffentlicher Belange einzuholen 
und auf der Homepage der Stadt Neustadt a.d.Aisch zu veröffentlichen. Dies betrifft unter anderem 
die Stellungnahmen des Amtes für Stadtplanung und Hochbau, des Amtes für Baurecht und 
Umwelt, des Amtes für Tiefbau und Entwässerung der Stadtkämmerei der Stadt Neustadt 
a.d.Aisch sowie der unteren und oberen Naturschutzbehörde“. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 2  Nein 21   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 
 

Beschluss: 
 

Forderung Nr. 12 a: 
 

„Die Stadt Neustadt a.d.Aisch hat vor dem Satzungsbeschluss zu den Bebauungsplänen Nrn. 61, 
68 und 79 folgenden Gutachten bzw. Konzepterstellung zu beauftragen: ein 
Entwässerungskonzept auch bzgl. Oberflächenentwässerung des hinteren 
Krankenhausparkplatzes  
 

Abstimmungsergebnis Ja 3  Nein 20   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 

 
Beschluss: 
 

Forderung 12 b: 
 

sowie ein Verkehrsgutachten betreffend das derzeitige und prognostizierte Verkehrsaufkommen in 
der Sauerbruchstraße.  
 

Abstimmungsergebnis Ja 1  Nein 22   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 
 

Beschluss: 
 

Forderung 12 c: 
 

und ein Schallgutachten betreffend das derzeitige und prognostizierte Verkehrsaufkommen in der 
Sauerbruchstraße“. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 1  Nein 22   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 
 

Beschluss: 
 

Forderung Nr. 13: 
 

„Der Abwägungsprozess betreffend die Bebauungspläne Nrn. 61, 68 und 79 ist auf Basis aller 
hierzu eingegangenen Einwendungen der Bürger zu den Bebauungsplänen und dem 
Verkehrsstrategischen Gesamtkonzept sowie aller Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
und anderer Beteiligter durchzuführen und das Abwägungsprotokoll binnen einer Woche nach 
dessen Erstellung auf der Homepage der Stadt Neustadt a.d.Aisch zu veröffentlichen“. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 0  Nein 23   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
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Beschluss: 
 
Forderung Nr. 14: 
 
„Die Stadt Neustadt a.d.Aisch hat alle Forderungen aus den vorangegangenen Bürgeranträgen 
vom 10.07.2018 und vom 20.05.2021 vollständig abzuarbeiten und deren Resultate im öffentlichen 
Teil einer Stadtratssitzung sowie zeitnah auf der Homepage der Stadt Neustadt a.d.Aisch zu 
veröffentlichen“. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 0  Nein 23   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 
 
Beschluss: 
 
Forderung Nr. 15: 
 
„Die Bebauungspläne Nrn. 61, 68 und 79 werden erst durch Satzungsbeschluss beschlossen, 
wenn sämtliche in diesem Bürgerantrag gestellten Forderungen (1 – 14) vollständig abgearbeitet 
sind“. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 0  Nein 23   
Der Beschluss ist somit abgelehnt. 
 
 
   

6 Sachstandsbericht Breitbandausbau und -förderprogramme 
 10.256.2023  

 
Mitteilung: 
 
In der Sitzung des Stadtrats vom 19.04.2023 hat SRM Wilfried Westhauser um Sachstand zu den 
neuen Glasfaserprogrammen gebeten. 
Die Verwaltung gibt einen Überblick zu den aktuellen und geplanten Maßnahmen des 
Breitbandausbaus: 
 
 
1. Eigenwirtschaftlicher Ausbau der Telekom Deutschland 
 
Im Zuge des eigenwirtschaftlichen Ausbaus verlegt die Telekom Deutschland im Jahr 2023 
Glasfaserleitungen in vielen Straßenzügen rings um die Altstadt, z.B. auch in der Ansbacher 
Straße und in der Alten Bahnhofstraße. Dabei wird ein Glasfasernetz für rund 3.860 Haushalte 
gebaut. Das neue Netz erlaubt Downloadgeschwindigkeiten von 1 Gbit/s. 
Die Telekom hat zur Bauausführung die Fa. FI Glass GmbH aus 86845 Großaitingen beauftragt. 
 
Seit dem 15. Mai 2023 sind autorisierte Vertriebsmitarbeiter im Auftrag der Deutschen Telekom in 
Neustadt unterwegs, welche die Bürgerinnen und Bürger besuchen und auf Wunsch beraten – wie 
etwa zu den modernen Glasfaser-Anschlüssen. 
 
 
2. Höfebonus 
 
Im Rahmen des Bayer. Breitband-Förderprogramms „Höfebonus“ schloss die Stadt im Januar 
2021 mit der Telekom Deutschland GmbH den Kooperations-/Breitbandausbauvertrag. Dieser 
sieht vor, die unterversorgten Bereiche des Löblerinwegs, An den Weinbergen und Weiherhof 
(insgesamt 54 Haushalte und Bauplätze) mit schnellerem Internet zu versorgen. Angedacht ist der 
Einsatz von Super-Verctoring, was dort Übertragungsraten bis zu 250 Mbit/s ermöglicht. 
Die Wirtschaftlichkeitslücke beträgt 441.042 €. Die Stadt erhält hier einen Zuschuss von 352.834 €, 
somit 80 % der zuwendungsfähigen Ausgaben. 
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Gemäß dem Ausbauvertrag ist für diese Maßnahme eine Realisierungszeit von 48 Monaten 
vereinbart. Eine Rückfrage per E-Mail vom 11.05.2023 bei den zuständigen Mitarbeitern der 
Telekom ergab, dass sie weiterhin als Realisierungsziel Januar 2025 hinterlegt haben. 
 
 
Breitbandausbau nach der Bayer. Gigabit-Förderrichtlinie 
 
Der Stadtrat Neustadt wurde in seiner Sitzung vom 15.02.2023 über das Ergebnis des 
Auswahlverfahrens und über die von der Glasfaser Plus GmbH bezifferte Wirtschaftlichkeitslücke 
i.H.v. 5.150.066 € informiert. 
Da die Kosten deutlich höher ausfallen als der mögliche Förderhöchstbetrag und dadurch ein 
Eigenanteil von mehr als 2,5 Mio € bei der Stadt Neustadt verbleiben würde, sprach sich der 
Stadtrat dafür aus, diesem Angebot nicht näher zu treten. 
Interessant ist daher die neue Gigabitrichtlinie des Bundes, da dort die Deckelung des 
Förderhöchstbetrages bei 100 Mio € (Einzelfallprüfung des Fördergebers) liegt. 
 
 
Förderprogramm Gigabitrichtlinie des Bundes 2.0 
 
Am 03.04.2023 veröffentlichte die Bundesregierung die Richtlinie “Förderung zur Unterstützung 
des Gigabitausbaus der Telekommunikationsnetze in der Bundesrepublik Deutschland (Gigabit-RL 
2.0). 
Der erste Aufruf zur Einreichung von Anträgen startete am 03. April und läuft bis zum 15.10.2023. 
Die maximale Fördersumme liegt hier bei 100 Mio €. 50 % beträgt der grundsätzliche Fördersatz 
aus den Bundesmitteln, Bayern hat eine Kofinanzierung aus Landesmitteln zugesagt. Da künftig 
eine stärkere Fokussierung der Bayer. Gigabitförderung auf das Bundesprogramm erfolgen wird, 
dürfte die Förderung mit der Bundes-Gigabitrichtlinie voraussichtlich 90 % erreichen, der Zuwen-
dungsempfänger hat einen Eigenmittelbetrag von 10 % zu leisten. 
Die neue Kofinanzierungsrichtlinie ist aktuell in Erarbeitung und soll Mitte des Jahres veröffentlicht 
werden. 
Ein weiterer Vorteil des Programmes ist, dass alles, was nicht gigabitfähig erschlossen ist, 
förderfähig ist (< 500 Mbit/s im Download oder mind. 200 Mbit/s symmetrisch). 
 
Ungünstig für die Stadt ist jedoch, obwohl erst im Jahr 2022 ein Markerkundungs- und ein 
Auswahlverfahren durchgeführt wurde, das Förderverfahren für die neue Bundesförderung noch 
einmal vollständig von Beginn an bewältigt werden muss. 
Die Stadtverwaltung hatte daher schon Ende März 2023 bei der Fa. Lemka GmbH, die die Stadt in 
den früheren Förderverfahren begleitete, angefragt, ob diese beim neuen Förderverfahren wieder 
für die Stadt tätig werden und ein Honorarangebot über Beratungs- und Planungsleistungen 
abgeben könne. 
Da noch nicht alle Fragen zur Förderrichtlinie geklärt sind, konnte Herr Leybold von der Fa. Lemka 
erst am 11.05.2023 mitteilen, dass seine Firma nach dem neuen Förderprogramm des Bundes 
keine Beratungsleistungen für Kommunen übernehmen darf. 
 
Die Stadtverwaltung hat unverzüglich Kontakt mit der Fa. Breitbandberatung Bayern GmbH aus 
Neumarkt in der Oberpfalz aufgenommen und diese um ein Angebot über Beratungs- und 
Planungsleistungen gebeten.  
Im Vorfeld konnte bereits mit dem zuständigen Projektträger, der PricewaterCoopers GmbH, 
geklärt werden, dass der Zuwendungsbescheid vom 31.05.2022 über 50.000 € für externe 
Beratungsleistungen für das neue Bundesförderprogramm verwendet werden kann. 
Um keine Zeit zu verlieren, wurde die Fa. Breitbandberatung Bayern GmbH am 16.05.2023 mit 
den Beratungs- und Planungsleistungen zum Betrag von 11.150,30 € brutto beauftragt. 
Um den Förderantrag bis zum 15.10.2023 einreichen zu können, ist es erforderlich, die 
Markterkundung bereits in den Monaten Juni und Juli 2023 durchzuführen, diese im August zu 
analysieren und im Stadtrat im September 2023 die erforderliche Entscheidung herbeizuführen.  
 
Zur Kenntnis genommen  
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 SR/20230531/Ö7  

7 Eigenbetrieb Waldbad  
Feststellung der Jahresabschlüsse 2015-2019 - Entlastung der Werkleitung 

 20.136.2023  

 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat stellt die geprüften Jahresabschlüsse 2015 – 2019 für den Eigenbetrieb Waldbad fest. 
Die Werkleitung wird für die Jahre 2015 – 2019 gem. Art. 102 Abs. 3 entlastet. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 22  Nein 0   
SRM Westhauser war bei diesem TOP abwesend. 
 
 
 SR/20230531/Ö8  

8 Landtags- und Bezirkswahlen; Festsetzung der Entschädigung für Wahlhelfer 
 31.005.2023  

 
Beschluss: 
 

1. Der Stadtrat beschließt, für Landtags- und Bezirkswahlen je eingesetzten ehrenamtlichen 
Wahlhelfer für den Wahltag eine Entschädigung zu gewähren, die 10,00 Euro über den 
Auslagenersatz des Freistaates Bayern (derzeit 40,00 Euro) liegt.  

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 
 
Beschluss: 
 

2. Der Stadtrat beschließt, für Landtags- und Bezirkswahlen je eingesetzten ehrenamtlichen 
Wahlhelfer, der am Wahltag nach 18.00 Uhr zur Ermittlung der Wahlergebnisse eingesetzt 
wird, eine Entschädigung in Höhe von 50 Prozent der Gesamtentschädigung eines 
ehrenamtlich eingesetzten Wahlhelfers plus 5,00 Euro zu gewähren (aktuell 30 Euro).  

 
Abstimmungsergebnis Ja 23  Nein 0   
 


